
Afghanistan
Gewaltwirtschaft und
„Warlords“  

Afghanistan gilt als eins der ärmsten
Länder der Welt. Es verfügt weder über
reiche Bodenschätze oder ausgedehnte
Anbaugebiete noch ist das Humanka-
pital des Landes bei einer Analphabe-
tenrate von über 60% nennenswert.
Dennoch gibt es einige Wirtschaftsbe-
reiche, die trotz des seit 1979 unver-
mindert anhaltenden Krieges prospe-
rieren und als „Gewaltwirtschaft“ be-
zeichnet werden können. 

Eine der wichtigsten Folgen des Af-
ghanistankrieges ist die sukzessive
Auflösung des staatlichen Gewaltmo-
nopols. Seit Anfang der 90er Jahre zer-
fiel das Land in unzählige Kleinreiche,
die häufig nicht über eine Talschaft
oder eine Oase hinausreichen. Diese
Herrschaftsgebiete werden von auto-
nomen Machthabern, die häufig unter
dem pejorativen Label „Warlords“ zu-
sammengefasst werden, regiert. Be-
sonders seit dem Zusammenbruch des
Taliban-Regimes, das kurzzeitig dieser
Zersplitterung entgegenwirken konn-
te, zeigt sich diese Fragmentierung.
Der Einfluss der afghanischen Regie-

rung reicht gegenwärtig kaum bis vor
die Tore der Hauptstadt, weshalb sie
auch als „Stadtverwaltung Kabuls“ be-
zeichnet wird. Dass es bislang in Kabul
nicht zu Kämpfen zwischen rivalisie-
renden Anführern kam, liegt allein an
der Präsenz der International Security
Assistance Force (ISAF).

Wenngleich es schwer fällt, genaue
Zahlenwerte zu ermitteln, so wird doch
die Zahl der „hauptberuflichen” Mili-
zionäre auf nicht mehr als 100000
Mann geschätzt. Dagegen liegt die
Zahl der „Gelegenheitskämpfer“ um
einiges höher. Sie beläuft sich auf eine
Million. Dies bedeutet, dass einer von
fünf erwerbstätigen Männern Milizio-
när ist. In Afghanistan existieren zu-
dem unterschiedliche Miliztypen, die
von gelegentlichen Selbstverteidi-
gungsfronten auf Dorf- oder Stammes-
ebene bis hin zu hoch professionellen
Privatarmeen, Gangs, kriminellen Ban-
den und verstreuten militanten Oppo-
sitionsgruppen wie den Taliban rei-
chen. 

Aus ökonomischer Sicht können die-
se Milizen als “Kriegsunternehmen”
betrachtet werden, die sich auf einem
“Gewaltmarkt” etablierten. Ihr we-
sentliches Kapital sind ihre Waffen,
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breites Instrumentarium von Sanktionsmöglichkeiten, durch die die Konflikt-
parteien von Waffen- und Finanzmärkten abgeschnitten werden können.
Noch leiden diese Mechanismen unter der lediglich halbherzigen Befolgung
der Restriktionen durch die internationale Staatengemeinschaft, aber in Ein-
zelfällen, etwa beim Waffen- und Diamantenembargo gegen die angolani-
sche Rebellenorganisation UNITA, zeigten sie durchaus Wirkung. Trotz die-
ser kleinen Erfolge fehlt, wie die aktuellen Beispiele Liberia und Kongo zei-
gen, weiterhin das politische Interesse der Industrienationen, sich über selek-
tive Interventionen und die Umsetzung von Sanktionen in Einzelfällen hinaus
nachhaltig an einer Beendigung der meisten „vergessenen Kriege“ zu beteili-
gen. Doch ohne ein verstärktes politisches und ökonomisches Engagement
wird eine demokratische und sozial-gerechte Entwicklung in weiten Teilen
des Südens ein unerfüllter Traum bleiben.

Wolf-Christian Paes und Björn Aust



und ihre Hauptbeschäftigung besteht
im Verkauf von Sicherheit. Die Miliz-
führer zählen zu den bestbezahlenden
und größten Arbeitgebern. Deshalb
ziehen es viele jüngst für das afghani-
sche Militär ausgebildete Milizionäre
vor, zu ihrer Miliz zurückzukehren, an-
statt in der schlecht zahlenden Armee
zu dienen. 

Die Milizen sind Teil einer Gewalt-
wirtschaft, die von der Erodierung
staatlicher Strukturen profitiert, allein
den Regeln des Marktes folgt und auf
unzähligen Pfeilern beruht. Ihre
Hauptaufgabe besteht darin, Steuern
von Dorfbewohnern und Wegezoll von
Durchreisenden einzutreiben. Beson-
ders entlang der Überlandstraße eta-
blierte sich ein dichtes Netz von
Checkpoints. 

Ein weiteres Einkommen stellt die
finanzielle und militärische Unterstüt-
zung durch Länder wie Iran, Pakistan,
Russland und die USA dar. Schließlich
profitieren viele Milizen vom Anbau
und Handel mit Opium. Vor allem Süd-
afghanistan entlang des Helmand-
Flusses und das Becken von Dschala-
labad in Ostafghanistan entwickelten
sich zu Zentren der Opiumproduktion.
Gegenwärtig erzeugt Afghanistan drei
Viertel des globalen Heroins. 

Auch stieg das Land zum Drehkreuz
eines intensiven Schmuggels zwi-
schen der Freihandelszone Dubai,
Iran, den GUS-Staaten und Pakistan
auf. Die Produktpalette reicht von billi-
gem Erdöl aus Iran über High-Tech-
Produkte aus Dubai bis hin zu Waffen
und Autoteilen aus den GUS-Staaten
und gestohlenen Autos aus Pakistan.
Während die Taliban 1997 etwa 2,1
Mrd. US-Dollar am Transitschmuggel
verdienten, wirtschaften regionale
Machthaber, die die Grenzposten zu
den Nachbarstaaten kontrollieren, die
willkürlich festgesetzten Zolleinnah-
men in die eigene Tasche. Ismail Khan,
der Machthaber in Herat, soll an die-
sem Geschäft bis zu 20 Mio. US-Dollar
pro Monat verdienen. Weitere Stützen
der Gewaltwirtschaft sind ein ausge-

dehnter Menschenhandel, der Raub
und Verkauf von Antiquitäten oder die
Abholzung von Wäldern in Ostafgha-
nistan. 

Vielfach fällt es schwer, zwischen
politischen und wirtschaftlichen Ak-
teuren zu unterscheiden. Regionale
Machthaber betätigen sich häufig
gleichzeitig als Großhändler oder Dro-
genbarone. Gul Agha Shirzai etwa, der
Herrscher in Kandahar, hält das Mono-
pol über Steinbrüche und Baustoff-
fabriken in Südafghanistan, während
Ahmad Wali, der jüngere Bruder des
legendären Mudschaheddin-Führers
Ahmad Schah Massud, die Lapislazuli-
Minen in Badakhschan ausbeutet. 

Gerade diese Verzahnung von politi-
scher und ökonomischer Sphäre be-
dingt, dass jede Kampagne gegen ille-
gale Wirtschaftsweisen direkt die
Machtbasis der regionalen Potentan-
ten beschneidet. Deshalb scheiterten
bisher sämtliche Versuche, den Opi-
umanbau in den Regionen einzudäm-
men, in denen die lokalen Machthaber
selbst in das Drogengeschäft involviert
sind. Die Logik der Gewaltökonomie
bestimmt auch die Kämpfe, die in na-
hezu allen Provinzen immer wieder
aufflammen. Es geht vornehmlich um
die Kontrolle von Schlafmohnfeldern,
Wasserrechte und Zufahrtsstraßen.

Obgleich die ökonomische Dimen-
sion die gegenwärtigen Gewaltstruk-
turen wesentlich bestimmt, müssen
noch andere Aspekte berücksichtigt
werden. Die instabile Situation resul-
tiert im Wesentlichen aus dem Mangel
an Sicherheit. Die Milizen füllen zum
einen das Machtvakuum, das durch
das Fehlen verlässlicher und starker
staatlicher Organe wie Polizei und Ar-
mee entstand, indem sie Sicherheit an
Dorfgemeinschaften, Reisende und
Händler verkaufen. Zum anderen ver-
suchen sie, das generelle Gefühl der
Unsicherheit aufrecht zu erhalten, um
ihre Existenz zu sichern. Deshalb
überfallen und plündern sie gegneri-
sche Dörfer und suchen Kämpfe mit ri-
valisierenden Milizen. Denn solange
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die Einwohner Überfälle von Bandi-
ten, befeindeten Nachbarn oder exter-
nen Kräften fürchten, werden sie ihre
eigene Miliz unterstützen.1

Auch muss bedacht werden, dass
materielle Gewinne die Milizionäre
nur kurzzeitig an ihre Anführer binden.
Daher bauen viele Milizen auf vorhan-
denen Solidaritäts- und Klientelbezie-
hungen wie Stammes-, Dorf- und Clan-
zugehörigkeit auf. Diese Bindungen
bilden den sozialen Kitt zwischen An-
führer und Miliz sowie zwischen Miliz
und lokaler Gemeinschaft. So fächern
sich etwa in Südafghanistan die Mili-
zen entlang paschtunischer Stammes-
zugehörigkeiten und in Nordafghani-
stan entlang ethnischer und konfessio-
neller Grenzen auf. Häufig geben die
Milizen einen Teil der eingenommenen
Zölle und Beute an die Gemeinschaft,
aus der sich ihre Milizionäre rekrutiert,
weiter. Auch übernehmen Milizen
häufig die Rollen eines Familienersat-
zes. Besonders unter den Taliban fan-
den sich viele Waisenkinder. Denn in
einer Gesellschaft, in der Abstammung
die wesentliche Grundlage für soziale,
wirtschaftliche und politische Bezie-
hungen bildet, stellt der Verlust der El-
tern oder gar der gesamten Familie
nicht nur eine Tragödie für die Kinder,
sondern den völligen Verlust der „sozi-
alen Kapitals“ dar.2

Die geringe Bereitschaft der meisten
Milizen und regionalen Machthaber, ih-
re Position einzuschränken, erklärt sich
aus dem schlichten Überlebenswillen.
Die Biographien der meisten Milizionä-
re berichten von einem „Leben im
Krieg“. Menschenrechtsgruppen ma-
chen sie für schwerwiegende Kriegsver-
brechen verantwortlich. Sorge vor einer
ungewissen Zukunft steht daher der
Selbstbeschneidung der eigenen Auto-
nomie im Wege. Schließlich muss die

soziale Bedeutung von Führerschaft in
Afghanistan bedacht werden. Denn die
Einbuße von Macht bedeutet nicht nur
den Prestigeverlust eines Individuums,
sondern der gesamten Solidargemein-
schaft. Dies dürften die entscheidenden
Ursachen sein, weshalb bislang kaum
einer der Regionalfürsten bereit ist, sei-
ne wirtschaftliche, militärische und poli-
tische Autonomie zugunsten des Auf-
baus eines anonymen Staats abzugeben
odereinzuschränken.Wirtschaftskoope-
rationen mit der Zentralregierung be-
schränken sich daher oftmals auf Lip-
penbekenntnisse, denen keine Hand-
lungen folgen. Ob Ismail Khan, Rashid
Dostum und anderen Führer das Ver-
sprechen, das sie Ende Mai 2003 gaben,
einlösen und zukünftig die eingenom-
menen Steuern an die Zentrale abfüh-
ren, bleibt abzuwarten.

In den ersten 18 Monaten seit der
Einsetzung der Übergangsregierung
wurden verschiedene Strategien dis-
kutiert, um die Sicherheitslage im
Land zu verbessern und dem warlord-
ism zu begegnen. Viele dieser Ansätze
erscheinen plausibel, werden aber der
komplexen Konfliktsituation im Land
nicht gerecht. So lautet ein weit ver-
breitetes Argument, die Afghanen
seien kriegsmüde. Obgleich dies rich-
tig sein mag, hat die Feststellung nur
begrenzten Einfluss auf die Konfliktsi-
tuation. Bereits Anfang der 90er Jahre
waren die Afghanen kriegsmüde,
doch der Konflikt ging unvermindert
weiter. 

Eine andere, ebenfalls unzureichen-
de Erklärung besagt, dass allein einige
wenige Warlords und Drogenbarone
für die Gewaltstrukturen verantwort-
lich sind und deren Ausschalten den
Konflikt beenden würde. Diese Inter-
pretation verkennt, dass heutzutage
Gewaltanwendungen ein strukturelles
Problem darstellen, und dass viele Mi-
lizen für ihre Gemeinschaften Sicher-
heit garantieren und von diesen aner-
kannt werden. 

Schließlich heißt es immer wieder,
die Bevölkerung müsse nur zu der Ein-
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1 Conrad Schetter, The ,Bazaar Economy’ of Af-
ghanistan – A Comprehensive Approach, in:
Christine Noelle-Karimi u.a. (Hg.), Afghani-
stan: a Country without a State? Frankfurt 2002,
S. 109-127.

2 Conrad Schetter, Ethnizität und ethnische Kon-
flikte in Afghanistan, Berlin 2003.



sicht gelangen, dass sie von einer
Friedensökonomie stärker profitiere
als von der Gewaltökonomie. Doch für
große Teile der Bevölkerung stellt die
Gewaltökonomie die einzige Überle-
bensmöglichkeit dar. Auch wird häu-
fig verkannt, dass ein einfacher Bauer
mit dem Anbau von Drogen weitaus
mehr verdient als mit legalen Produk-
ten und dass das Leben als Milizionär,
dessen Hauptaufgabe in dem Eintrei-
ben von Zöllen besteht, weitaus siche-
rer ist als das Leben eines Bauern, der
tagtäglich Gefahr läuft, auf eine Mine
zu treten.

Die internationale Gemeinschaft
wäre gut beraten, der Komplexität der
Gewaltwirtschaft in Afghanistan eine
komplexe Strategie entgegenzusetzen,
statt singuläre Bereiche des Wiederauf-
baus verschiedenen Lead Nations zu-
zuordnen. Wenngleich Disarmament,
Demobilization, Reintegration (DDR)
und die Verbesserung legaler Wirt-
schaftstrukturen wesentliche Baustei-
ne des Wiederaufbaus darstellen, kön-
nen diese nur tragen, wenn parallel ei-
ne Vertrauensbasis geschaffen wird.
Das gelang bisher nicht. Die Bevölke-
rung muss in der Kabuler Regierung ei-
nen positiven Akteur sehen, der in
transparenter und kalkulierbarer
Weise für Sicherheit sorgt. Auch die re-
gionalen Machthaber müssen Vertrau-
en in die Regierung gewinnen und soll-
ten zu diesem Zweck stärker in
Entscheidungsprozesse eingebunden
werden und – sofern sie sich den neuen
Rahmenbedingungen anpassen – eine
Zukunftschance erhalten. In diesem
Zusammenhang könnten die viel
diskutierten Provincial Reconstruction
Teams (PRTs), die die internationale
Gemeinschaft in den Provinzen gegen-
wärtig errichtet, als vertrauensbilden-
de Plattformen zwischen Regierung
und lokalen Machthabern dienen. 

Conrad Schetter

Georgien
Eingefrorene Konflikte

Nach dem Zusammenbruch der So-
wjetunion fanden zwischen 1989 und
1993 drei Bürgerkriege in Georgien
statt: ein Machtkampf um die Kontrolle
des Staates und zwei Sezessionskriege
in Südossetien und Abchasien. Wäh-
rend Eduard Schewardnadse seine
Machtposition in Georgien 1995 eta-
blieren konnte, gelang es in Südosse-
tien und Abchasien nicht, die Konflikte
endgültig zu regeln, was viele Beob-
achter dazu veranlasste, diese Situa-
tion als eingefroren (frozen) zu charak-
terisieren. Beleuchtet man jedoch die
wirtschaftlichen Dimensionen dieser
Kriege, scheint es, dass die Eisschicht
dieser „eingefrorenen“ Konflikte ziem-
lich dünn ist. Im Folgenden wird ver-
sucht, die wirtschaftlichen Aspekte der
Bürgerkriege in Georgien zu erläutern.
Dabei stehen insbesondere die wirt-
schaftlichen Faktoren der Kriegsaus-
brüche, die Finanzierung der Haupt-
akteure sowie die Struktur der Schat-
tenwirtschaft in Abchasien im Mittel-
punkt der Betrachtung.

Im Vergleich zu den Ressourcenkon-
flikten im heutigen Afrika erschließt
sich die wirtschaftliche Dimension der
Bürgerkriege in Georgien nicht auf den
ersten Blick. Das Land verfügt zwar nur
über relativ wenige Bodenschätze,
zählte aber wegen seiner Metall-,
Landwirtschafts- und Tourismusindus-
trien zu den wohlhabendsten Regionen
der Sowjetunion. Historisch gesehen
lassen sich Kriege in Georgien auf des-
sen strategisch wichtige Lage zwi-
schen dem Kaspischen und dem
Schwarzen Meer zurückführen. Hinzu
kommt, dass es im Einflussbereich
dreier Großmächte lag: von Russland,
Persien und dem Osmanischen Reich.
Deren Invasionen sowie Stalins Um-
siedlungspolitik machten aus Georgien
eines der ethnisch heterogensten Län-
der der Welt. Angesichts dieser Tatsa-
chen sind wirtschaftliche Faktoren nur
als ein Teil der größeren Zusammen-
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